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Nr. 1056 vom 18. Mai. 1982

Wasserschutzzone und Nutzun~sre~lement für das Pumpwerk

Un~erber~en der Gemeinde Bubendorf

L A11~emeines

Die Einwohnergemeindeversammlung von Bubendorf hat arn. 18.

Dezember 1979 die Ausscheidung einer Wassersc~.utzzone für das

Pumpwerk Unterbergen beschlossen und dazu ein Nutzvngsregle-

ment erlassen. Der Schutzzonenplan und das Nutzungsreglement

wurden gemäss § 5 des Baugesetzes während 34 Tagen in der Zeit

vors 2I. Januar bis lg. Februar 1980 in der Gemeinde Bubendorf

öffentlich aufgelegt. Innert der Auflagefrist haben E~_n-

sprache erhoben:

Mitunterzeichner: ~ -~

F

_ ~ machte in ihrer Einsprache unter anderem gel-

tend, dass bei Abtrennung des in der Sc;hutzzane I liegenden

Areals sich ez.ne Unför~aigkeit der Restparzelle ergeben würde,

wodurch mit einer ersch~~verten Bewirtschaftung gerechnet werden

müsste. S~_e schlug deshalb vor, die Sf:hutzzone T nach Süden bis

an die Grenze der Parzelle Nr. zu erweitern. Der Ge:neinde-

rat trat auf dieses Begehren ein. und unterbreztete der. Gemein-

deversamml.ung einen entsprechenden Mutationsplan zum. Schutz-

zonenpZan. Am 37. März 1980 hat die Ei.nwohnergemeindeversamm-

Iung von Bubendorf den Mutationsplan zum Schutzzonenpl.a~2 U~z~er-

bergen genehmigt. Die öffentliche Planauflage fand statt zn der

Zeit vom 24. Apri3 bis 23. Mai 1980. Innert der Auflagefrist

sind keine zusätzlichen Einsprachen eingefangen.
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Der Gemeinderat hat in der Folge über die noch nängigen E~n-
sprac;~~en das Verständigungsverf~,h„ez1 durchgeiü'nrt. Eine
Einigung konnte nicht erreicht werden.

Miß Schreiben vom 1. April 1882 unterbreitet der Gemeinderat
von Bubendorf dem Regierungsrat di.e Wasserschutzzone zur Ge-
nehmigung und die unerledigten Einspra~ha~ zum Entscheid.

2 Rechtsgrundlagen

Gemäss § 3 Absatz b des Wasserversorgungsgesetzes sind die Ge-
meinden verpflichtet, für ihre eigenen Wasserbescha~~'ungsaxila-
gen die erforderlichen Schutzzonen zu errichtenö Die Gemeinden
haben die Schutzzonen I und ZZ in ihren Zonenplänan auszuschei-
den und di,e notwendigen Vorschriften zu erlassen {§ I6 Absatz 3
der Vollziehungsverordnung zum Grundwassergesetz). Das for-
melle Verfahren für die Ausscheidung der Schutzzonen durch die
Gemeinden richtet sich nach den §§ 3ff. des Baugesetzes.

3 Beurt~ilun~ der Schutzzonen

Grund- und Quellwasser, das iür die Trinkwasserversorgung ge-
nutz~ wird, ist vor chemischen und baltteriol.ogischen Verun--
reinigung.en zu schützen. Diese Zielse'~zung erfordert das Aus-
scheiden von Schutzzonen (Zone T = Fassu.ngsbereich, Zone II =
engere Schutzzone} und das Festsetzen von Nutzun~svorschrif-
ten innerhalb d.er Schutzzonen.

Die von der EinwohnergemeindeversammJ.ung von Bubendorf ausge--
schiedenen Schutzzonen und er3assenen Plutzungsvorschrif~en
erfü3len die formell-rechtlichen Voraussetzungen für eine Ge-
neh.migung durch d.en Regierungsrat gemäss §§ 3ff. des Bauge-
setzes.

Die materiellen Grundsätze für die Abgrenzung der Schutzzonen
I und TT wurden beachtet. Die erlassenen Nutzungsvorschriften



entsprechen den gesetzlichen Bestimmungen.

Auch hinsichtlich der regionalen Wasserversorgungsplanung

steht einer Genehmigung nichts im Wege.

4 Unerl.edi~te Einspo: achen

- Einsprache von _ _er und vier Mi.tunter-

zeichnern

Die Einsprecher machen im wesent7.ichen geltend, alle Risiken

einer Gewässerverschmutzung innerhalb der Zone TT seien von

der Gemeinde Bubendorf durch Abschluss einer entsprechenden

Versicherung abzudecken und die durch die Schutzzonenausschei--

dung entstandene Landentwertung sei zu entschädigen. Die Ab-

grenzung,der Schutzzone wird nicht bestritten.

Dazu ist fo3gendes zu bemerken:

Grundwasserschutzzonen sind die räumliche Festlegung der Ge-

biete, für welche bestimmte Sc.~utzvorschriften gelben, um

eine Gewässerverschmutzung zu verhindern. Damit wird das in ,

den Artikeln Z3 und 14 des Gewässerschutzgesetzes verankerte

Verbot, Gewässer zu verunreinigen oder zu gefährden, konkre-

tisiert. Wer gegen diese Bestimmungen verstösst, macht sich

strafbar und haftet für den entstandenen Schaden. Gegen straf-

rech~Iiche Verfolgungen gibt es keinen Versicherungsschutz.

Für die Schadenhaf~ung besteht nur die Möglichkeit, dass sich

die Grundeigentümer selbst gegen allfällige .Ansprüche ab-

sichern.

Es ist also Sache jedes einzelnen Grundeigentümers, abzuklären,

ob sein Versicherungsschutz in dieser Hinsicht ausreicht. Auf

keinen Fall kann die Gemeinde für das Verhalfen Dritter hauen..

Der Abschluss einer Haftpflichtversicherung, welche Schäden ab-

deckt, die nicht vom Versicherungsnehmer verursacht wurden,

ist nicht möglich.
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Nicht eingetreten werden kann im Rahmen dieses Verfahrens
auf Entschädigungsforderungen. Solche Begehren können, ge-
stützt auf die §§ %5 und 76 des Baugesetzes sowie in Verbin-
dung mit § g7 des Gesetzes über die Entei~nung,frühestens
nach Inkrafttreten dieser Zanenvorschri~'ten geltend gemacht
werden. Dabei ist die im Gesetz über die Endeignung fes~ge-
1.egte Verwirkungsfrist von 6 Monaten zu beachten.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass gemäss
Schreiben d.er Zentra7.stelle für landwirtschaftliche Betriebs-
beratung der Landwirtschaftsdirektion vom 14. Juni 2977 a.n
den Gemeinderat von Bubendorf die Vorschriften in der Schutz-
zone IT durchaus eine Bewirtschaftung des Bodens ohne Minder-
ertrag und ohne Mehraufwand erlauben. Eine materielle En~-
eignung liegt demnach nicht vor.

Die Einsprache wird als unbegründet abgewiesen.

- Einsprache von _

Der Forderung um Vergrösserung der Schutzzone T ist mit der
Genehmigung des Muta~ionsplanes zum Schutzzonenplan Rechnung
getragen worden. Zn diesem Punkt ist die Einsprache gegen-
standslos geworden.

Tm weißeren macht die Einsprecherin d.ie gleichen Punkte geltend
wie _ _ _ ___ ___. .._ und vier Mitunterzeichner. Es wird
auf die obgenannten Ausführungen verwiesen.

Die Einsprache ist, soweit sie nicht gegenstandslos geworden
ist, a].s unbegründet abzuweisen.

//: 1.. Die :_
und von vier Mitunterzeichnern wird als unbegründet
abgewiesen.
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2. Die Einsprache von Rosa Grossglauser, Bubendorf, wird,
soweit sze ni.ch~ gegenstandslos geworden ist, als un.-
begründet abgewiesen.

3. Gestützt auf § 3 Absatz 2 des Baugesetzes in Verbin-
dung mit § 16 Absatz 3 der Vollziehungsverordnun.~ zum
Grundwassergesetz wird di.e mit Beschluss der Einwohner-
gemeindeve?^sammlung von Bubendori am 18. Dezember 1879
und am 31. März 180 ausgeschiedene Wasserschutzzone
für das Pumpwerk Unterbergen, bestehend aus Plan und
Nut2ungsregl.emen~, genehmigt. Massgebend sind die ~i~t
der Inventarnummer 16/2P/1/15 versehenen Pläne.

Mitteilung an ~ _
i. _

r

t

(a7.le eingeschrieben)
Gemeinderat Bubendorf, 4426 Bubendorf (3)
Kantonsforstamt
Bodenamt
Mel.iorationsamt
Baupalizeiamt
Planun.gs~mt (2)
Regianal~laa~.ungss~el.le beider Basel
Tiefbauamt
Landeskanzl.ei (Amtsblatt}
Wasserwirtscha.ftsa~~ (8, mit je 8 genehmigten
Plänen und Reglementen)
Baudirektion (2}

Der Landschreiber:
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